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Berlin, 20. Februar 2026

Frequenzvergabe 2018: Anhörung zu frequenzregulatorischen Aspekten beim weiteren

Verfahren zur 5G-Vergabe (BK1-25/001) │ Weitere Stellungnahme freenet AG u.a.

BK1-25/001

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Anhörungsverfahren über die Neubescheidung der Regeln zur 5G-Vergabe (BK1-25/001)

waren interessierte Kreise aufgerufen, bis zum 12. Januar 2026 ihre Belange einzubringen. Von

dieser Gelegenheit zur Stellungnahme hat auch freenet Gebrauch gemacht.

Wir haben erläutert, dass sich die Pflicht der Bundesnetzagentur zur Neubescheidung auf die

Anträge freenets (und der EWE TEL GmbH) über die Auferlegung einer

Diensteanbieterverpflichtung im Verfahren BK 1-17/001 bezieht und beschränkt. Die Befugnis

der Bundesnetzagentur zur nachträglichen Auferlegung der beantragten

Diensteanbieterverpflichtung folgt unmittelbar aus freenets tituliertem und vollstreckbarem

Anspruch auf Neubescheidung. Hierfür bedarf es keiner erneuten Auktion oder anderer

Verfahrensschritte, weil die Verteilungsfrage im Hinblick auf die zugeteilten Frequenzen nicht
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neu aufgeworfen wird. Zudem wussten die Zuteilungspetenten, dass die Frequenzen

streitbefangen sind, und konnten bei ihren Geboten einpreisen, dass die Verhandlungspflicht zu

einer Diensteanbieterverpflichtung hochgestuft werden kann.

Sollte die Bundesnetzagentur den Anträgen freenets nicht entsprechen, hat dies zwingend die

Aufhebung der Präsidentenkammerentscheidung 2018 insgesamt zur Folge, weil die Vergabe-

und Auktionsregeln nicht teilbar sind (Verwaltungsgericht Köln, Urteil vom 26. August 2024,

1 K 8531/18, Rn. 440 ff.). Im Falle einer Aufhebung der Präsidentenkammerentscheidung 2018

würde den Frequenzzuteilungsbescheiden ihre rechtliche Grundlage entzogen, sodass die

Bundesnetzagentur nach § 48 Abs. 1 Satz 1 VwVfG zur Rücknahme der Zuteilungsbescheide

verpflichtet wäre.

Zwischenzeitlich haben sich Stimmen zum nachträglichen Erlass einer

Diensteanbieterverpflichtung ohne Auktion geäußert. Dies veranlasst uns zu folgenden

rechtlichen Richtigstellungen:

I. Vereinbarkeit einer nachträglichen Diensteanbieterverpflichtung mit dem

Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 22. Oktober 2021 (6 C 13.20)

1 Der nachträgliche Erlass einer Diensteanbieterverpflichtung ist mit dem Beschluss des

Bundesverwaltungsgerichts vom 22. Oktober 2021 (6 C 13.20) vereinbar. Hiernach ist

bei der Anwendbarkeit des Änderungsvorbehalts nach Ziffer III.4.1 der

Präsidentenkammerentscheidung 2018 zwischen technischen und nicht-technischen

Nutzungsbestimmungen zu differenzieren. Abänderbar seien lediglich technische

Nutzungsbestimmungen:

„Der von der Präsidentenkammer unter Ziffer III.4.1 des Beschlusses vom
26. November 2018 angebrachte Vorbehalt, demzufolge
Frequenznutzungsbestimmungen nachträglich geändert werden können,
wenn dies zur Sicherstellung einer effizienten und störungsfreien Nutzung
oder aufgrund internationaler Harmonisierungsvereinbarungen erforderlich
wird, ist für nicht-technische Verpflichtungen der Zuteilungsinhaber nach
Art der im vorliegenden Fall betroffenen nicht einschlägig. Dieser Vorbehalt
bezieht sich (…) allein auf technische Nutzungsbestimmungen (…).“

Bundesverwaltungsgericht, Beschluss vom 22. Oktober 2021, 6 C 13.20, Rn. 11.

2 Dieser Änderungsvorbehalt hinsichtlich einzelner Frequenznutzungsbestimmungen ist

nicht Gegenstand des vorliegenden Verfahrens. Das Verwaltungsgericht hat die

Bundesnetzagentur zur Neubescheidung der Präsidentenkammerentscheidung

insgesamt verpflichtet, d.h. es geht nicht um die isolierte Änderung einzelner

Frequenznutzungsbestimmungen auf der Grundlage des Änderungsvorbehalts. Das
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Verwaltungsgericht hat unter Verweis auf die vorgenannte Entscheidung des

Bundesverwaltungsgerichts formell die Aufhebung der

Präsidentenkammerentscheidung 2018 insgesamt angeordnet.

Verwaltungsgericht Köln, Urteil vom 26. August 2024, 1 K 8531/18, Rn. 440 ff.

3 Diese tenorierte und vollstreckbare Verpflichtung ist die materielle Grundlage für die

Bundesnetzagentur, die Präsidentenkammerentscheidung 2018 nachträglich durch die

Anordnung einer Diensteanbieterverpflichtung zu ändern. Die materielle Pflicht zur

Neubescheidung beschränkt sich laut Tenor dabei auf den Antrag der Klägerinnen auf

Erlass einer Diensteanbieterverpflichtung. Ob dies formal durch eine Aufhebung und

Neubescheidung oder eine Änderung als milderes Mittel erfolgt, steht der

Bundesnetzagentur frei, solange sie die Klägerinnen unter Berücksichtigung der

Rechtsauffassung des Verwaltungsgerichts klaglos stellt.

4 Die nachträgliche Auferlegung einer Diensteanbieterverpflichtung wahrt die

Allokationsfunktion des damaligen Verfahrens. Hiernach muss der Marktpreis für die

Frequenznutzungsrechte von den Bietern vor der Versteigerung ökonomisch „richtig“

bewertet werden können. Hierfür kommt es darauf an, dass die Bieter die kommerziellen

Chancen und Risiken „einpreisen“ können, weshalb es auf die Stabilität der nicht-

technischen Vergaberegeln als „Geschäftsgrundlage des Vergabeverfahrens“ ankommt.

Bundesverwaltungsgericht, Beschluss vom 22. Oktober 2021, 6 C 13.20, Rn. 13.

5 Die Bundesnetzagentur hat alle Zuteilungspetenten vor Abgabe des Gebots darauf

hingewiesen, dass mehrere Klagen anhängig sind. Zudem war die Auferlegung einer

Diensteanbieterverpflichtung im Konsultationsverfahren sehr streitig.

„Insbesondere hat die Antragsgegnerin [BNetzA] auch alle
Zuteilungspetenten darauf hingewiesen, dass mehrere Klagen – u.a. von
Diensteanbietern – anhängig sind. Es ist zudem allgemein bekannt, dass
insbesondere die Frage einer Diensteanbieterverpflichtung im
Verwaltungsverfahren äußerst umstritten war. Deshalb ist es auch
ausgeschlossen, dass ein Vertrauenstatbestand bei möglichen
Zuteilungsnehmern eintreten könnte, der einer Rückabwicklung
möglicherweise im Wege stünde.“

Bundesnetzagentur, Schriftsatz vom 13. März 2019, Verwaltungsgericht Köln,
Az. 9 L 455/19, S. 18.

6 Damit waren die Zuteilungspetenten über die Chancen und Risiken informiert. Sie

mussten insbesondere mit der nachträglichen Auferlegung einer

Diensteanbieterverpflichtung rechnen, weil dies im gesamten Verwaltungsverfahren

streitig war.



4

II. Nachträglicher Erlass einer Diensteanbieterverpflichtung ist auch ohne Auktion

möglich: Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 20. Oktober 2021, 6 C 8/20

7 Vereinzelt ist in den Raum gestellt worden, die nachträgliche Auferlegung einer

Diensteanbieterverpflichtung ohne Durchführung einer erneuten Auktion sei nicht

möglich, d.h. der Erlass einer Diensteanbieterverpflichtung setze zwingend auch die

erneute Durchführung einer Auktion voraus.

Kühling/Drechsler, Die Folgen des Urteils des Verwaltungsgerichts Köln vom
26. August 2024 für Bestand und Neudurchführung der Frequenzvergabe für die
Frequenzbereiche 2 GHz und 3,6 GHz, S. 61 f.

8 Diese Ansicht beruft sich auf folgende Passage eines Urteils des

Bundesverwaltungsgerichts vom 20. Oktober 2021:

„Nur wenn die Inhalts- und Nebenbestimmungen der späteren
Frequenzzuteilungen zumindest in den für den Wert der Frequenzen
relevanten Punkten den Frequenznutzungsbestimmungen entsprechen, ist
zudem gewährleistet, dass den interessierten Unternehmen eine ausreichende
Entscheidungsgrundlage für die Teilnahme am Vergabeverfahren zur
Verfügung steht (…). Art und Umfang der späteren Frequenznutzung sowie
die wesentlichen Nebenbestimmungen der Frequenzzuteilungsbescheide
müssen als Bezugspunkte der iRd Verfahrens abgegebenen Gebote oder
(Verpflichtungs-)Erklärungen der Bewerber feststehen.“

Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 20. Oktober 2021, Az. 6 C 8/20, Rn. 34.

9 Daraus leiten die Autoren ab, dass eine Versteigerung notwendig ist, soweit sich durch

die Anpassung der Nutzungsbedingungen die wirtschaftliche Kalkulation der Bieter

erheblich ändern würde.

Kühling/Drechsler, Die Folgen des Urteils des Verwaltungsgerichts Köln vom
26. August 2024 für Bestand und Neudurchführung der Frequenzvergabe für die
Frequenzbereiche 2 GHz und 3,6 GHz, S. 61 f. Demgegenüber wie hier: Neumann,
Telekommunikationsrechtliche Vorgaben für den Erlass einer neuen „5G-
Entscheidung“, 2. Februar 2026, abrufbar unter https://kochneumann.de/blog/.

10 Für den vorliegenden Sachverhalt passen diese Schlussfolgerungen nicht, da das Urteil

eine andere Fallkonstellation betrifft. Das Bundesverwaltungsgericht befasst sich

ausschließlich mit dem Verhältnis zwischen den Frequenznutzungsbestimmungen und

den Inhalts- und Nebenbestimmungen der späteren Frequenzzuteilungen. Sie müssen

wirtschaftlich korrelieren. Es verhält sich nicht zum Verhältnis zwischen den

Vergaberegeln und ihrer späteren, urteilsbedingten Korrektur.

11 Selbst wenn man die Erwägung auf den vorliegenden Fall übertrüge, bedürfte es keiner

neuen Auktion, weil der wirtschaftliche Wert der Zuteilungsbescheide durch die

nachträgliche Auferlegung einer Diensteanbieterverpflichtung nicht wesentlich

beeinträchtigt wird. Eine Diensteanbieterverpflichtung betrifft nicht die

Verteilungsfrage zwischen Netzbetreibern, sondern regelt das Verhältnis zwischen



5

Netzbetreibern und Diensteanbietern. Sie ist durch das bereits geltende

Verhandlungsgebot vorgezeichnet und effektuiert nur dessen Wertungen. Damit besteht

kein Anlass, die Verteilungsfrage im Hinblick auf die Frequenzen neu aufzuwerfen, so

dass die Auktionsergebnisse Bestand haben können (siehe hierzu unsere Stellungnahme

vom 12. Januar 2026 im Anhörungsverfahren BK1-25/001, Rn. 16). Zudem war den

Zuteilungspetenten bekannt, dass die Frequenzen streitbefangen sind, so dass sie das

Risiko einer nachträglichen Diensteanbieterverpflichtung einpreisen konnten (siehe

oben, Rn. 5), d.h. die nachträgliche Auferlegung einer Diensteanbieterverpflichtung war

in der Kalkulation der Zuteilungspetenten bereits angelegt.

12 Das Urteil des Verwaltungsgerichts Köln verlangt keine erneute Auktion, wenn die

Bundesnetzagentur eine Diensteanbieterverpflichtung auferlegt. Die

Teilentscheidungen I und II aus dem Jahr 2018, welche die Durchführung einer Vergabe

vorsehen, sind bestandskräftig. Sie wurden von freenet (und der EWE TEL GmbH)

nicht angegriffen und sind vom Urteil des Verwaltungsgerichts Köln nicht erfasst. Eine

Verpflichtung zur Neubescheidung dieser Teilentscheidungen ergibt sich aus den

Urteilen des Verwaltungsgerichts nicht (siehe hierzu unsere Stellungnahme vom

12. Januar 2026 im Anhörungsverfahren BK1-25/001, Rn. 44). Die erneute

Durchführung der Vergabe ist daher unter keinem Gesichtspunkt geboten, wenn die

Bundesnetzagentur das bestehende Verhandlungsgebot zu einer

Diensteanbieterverpflichtung konkretisiert.

III. Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 22. Juli 2014 (6 B 50.13)

13 Das Frequenzverwaltungsrecht lässt sogar eine rückwirkende Entscheidung über das

Absehen von einer Vergabeanordnung zu. Die Regulierungsziele können es erforderlich

machen,

„eine formell fehlerhafte Frequenzzuteilung der Bundesnetzagentur durch
Nachholung der hierfür rechtlich erforderlichen Beschlusskammerentscheidung
rückwirkend zu heilen.“

Bundesverwaltungsgericht, Beschluss vom 22. Juli 2014, 6 B 50.13, Rn. 12.

14 Eine solche Fehlerbehebung mit Wirkung für die Vergangenheit kann hier allerdings

nur gelingen, wenn die vom Verwaltungsgericht aufgezeigten Fehler tatsächlich

behoben werden. Dies setzt voraus, dass die Bundesnetzagentur den Antrag freenets

über den Erlass einer Diensteanbieterverpflichtung rechtsfehlerfrei neubescheidet. Eine

mögliche Heilung ist von vornherein ausgeschlossen, wenn die Bundesnetzagentur die

Präsidentenkammerentscheidung 2018 in der Sache aufrechterhält und lediglich durch

kosmetische Änderungen, zum Beispiel bei den Versorgungsauflagen, ihren

Verpflichtungen aus dem Urteil des Verwaltungsgerichts nachkommen will, zumal

diese nicht Gegenstand des Antrags von freenet sind. Statt die Fehler zu heilen, würde

die Bundesnetzagentur eine neue Entscheidung in die Welt setzen, die ihrerseits
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fehlerhaft ist und das gesamte Verfahren – einschließlich Konsultation und Vergabe –

durchlaufen müsste.

15 Eine Heilung käme einzig durch die Auferlegung einer Diensteanbieterverpflichtung in

Betracht. Nur diese ist Gegenstand der Neubescheidung und geeignet, die formellen und

materiellen Fehler der Präsidentenkammerentscheidung 2018 unter Beachtung der

Rechtsauffassung des Verwaltungsgerichts zu heilen.

Mit freundlichen Grüßen

Wolfgang Spoerr Thomas Ruthemeyer
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